Deutscher Bundestag 
6. Wahlperiode 


Drucksache YI/1037 


Sachgebiet 9 


Der Bundesminister für Verkehr 

StV 1 - 125 Va/70 II 


Bonn, den 10. Juli 1970 


An den Herrn 

Präsidenten des Deutschen Bundestages 


Betr.i Zunahme der Verkehrstoten 

Bezug: Kleine Anfrage der Abgeordneten Lemmrich, Schmitt (Lockweiler), Vehar, Kiechle, Niegel, 
Unertl und Genossen 
- Drucksache VI/963 - 


Die Kleine Anfrage beantworte ich wie folgt: 


1. Wie groß ist die Zahl der jährlichen tödlichen 
Unfälle in den Jahren 1964 bis 1969, und in 
welchem Ausmaß nahm in diesen Jahren die 
Motorisierung zu? 

Die Zahl der Straßenverkehrsunfälle in den Jahren 
1964 bis 1969 und die Anzahl der dabei getöteten 
und verletzten Personen ist aus der Tabelle - An- 
lage 1 - ersichtlich. Der Kraftfahrzeugbestand des 
jeweiligen Jahres (Stand der Motorisierung) ist in 
der Spalte 8 der Tabelle angegeben. Die untere 
Hälfte der Übersicht zeigt die Zu- (H-) bzw. Ab- 
nahme (— ), jeweils gegenüber dem Vorjahr in Pro- 
zenten ausgedrückt, an. 

Während der Kraftfahrzeugbestand sich von 12,8 
Millionen Fahrzeugen im Jahre 1964 auf 16,5 Mil- 
lionen Fahrzeuge im Jahre 1969, also um 3,7 Mil- 
lionen Fahrzeuge (= + 29,0 ®/o) erhöhte, nahm die 
Zahl der Verkehrstoten - wenn man das Jahr 1964 
mit dem Jahr 1969 vergleicht - um 90 Getötete zu 
(- + 0,5 Vo). 


2. Welches sind nach Ansicht der Bundesregierung 
die Ursachen für das erschreckende Anwachsen 
der tödlichen Verkehrsunfäile im ersten Quartal 
1970? 

a) Im ersten Vierteljahr 1970 haben die Unfälle mit 
Personenschaden zugenommen; die Zahl der Ge- 
töteten und der Verletzten hat sich im Vergleich 
zum Vorjahr stark erhöht (vergleiche Anlage 2). 
Vergleicht man aber die absoluten Zahlen des 
Jahres 1970 mit den Zahlen der Jahre 1968 und 
1967, so wird sichtbar, daß z. B. die Zahlen der 
bei Straßenverkehrsunfällen Getöteten im Jahre 
1970 niedriger sind als die entsprechenden Zah- 
len des Jahres 1967 (vergleiche Anlage 3). 

b) Die Ursachen für das Anwachsen der tödlichen 
Verkehrsunfälle im ersten Quartal 1970 sind 
noch nicht restlos aufgeklärt. Für die Zunahme 
der Unfälle kommen mehrere Gesichtspunkte in 
Betracht: 

aa) Das lang anhaltende Winterwetter des 
Jahres 1970 ließ erwarten, Schnee und Eis 
würden - wie in den beiden Vorjahren - 
den Verkehr so stören und einschränken, 
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daß mit verhältnismäßig weniger Unfällen 
gerechnet werden konnte. Nach den biotropi- 
schen Beobachtungen des Wetterdienstes hat 
sich jedoch eine bestimmte „Reizwetterlage" 
ungünstig auf das Fahrverhalten und damit 
die Unfallhäufigkeit des ersten Vierteljahres 
1970 ausgewirkt, ohne daß der einzelne 
Kraftfahrer sich dieser Wettergefahren be- 
wußt war. Naßkaltes Schneewetter und ein 
damit verbundenes Tief wechselten unver- 
hältnismäßig oft mit einem Hoch. 

bb) Die Zahlen des Jahres 1970 wirken beson- 
ders hoch im Vergleich zu 1969, da die 
Unfallzahlen von 1969 besonders niedrig 
waren (Januar bis März 1969 Abnahme um 

13.3 Vo Getötete gegenüber dem Vorjahr, 
allein im März 1969 eine Abnahme um 

21.3 ®/o bei den Getöteten). 

Dies hat folgende Gründe: 

Am 1. Januar 1969 waren die allgemei- 
nen Verwaltungsvorschriften für die Er- 
teilung einer Verwarnung und die Buß- 
geldkataloge der Bundesländer in Kraft 
getreten. Die Kraftfahrer rechneten da- 
mals mit besonders hohen Strafen und 
fuhren im ersten Vierteljahr 1969 vor- 
sichtiger. 

Im März 1969 war der Kraftfahrzeugver- 
kehr durch Eis und Schnee stark behin- 
dert - in manchen Gegenden der Bundes- 
republik z. T. sogar streckenweise 
unmöglich; das Wetter wirkte sich im 
Frühjahr 1969 - im Gegensatz zu 1970 - 
unfallvermindernd aus. 

Im Februar, März und April 1969 führte 
das Kuratorium „Wir und die Straße" die 
Aktion „Deutlich fahren" durch, in deren 
Rahmen die Kraftfahrer zu defensivem 
Fahren aufgefordert wurden. 


3. Steht das Anwachsen der tödlichen Verkehrs- 
unfälle im Zusammenhang mit der Tatsache, 
daß sich die Schere zwischen Straßenraum und 
Zunahme der Motorisierung weiter geöffnet 
hat? 

Es trifft zu, daß in der zurückliegenden Zeit die 
Motorisierung stärker angestiegen ist als im Ver- 
gleich dazu neuer Straßenraum geschaffen werden 
konnte. In den Jahren 1968 und 1969 hat die Zahl 
der Verkehrstoten im Straßenverkehr gegenüber 
dem Jahre 1967 abgenommen. Infolgedessen hat die 
verhältnismäßig stärker wachsende Motorisierung 
(Schere Motorisierung / Straßenbau) das Unfall- 
geschehen auf der Straße in diesen beiden Jahren 
im Ergebnis nicht negativ beeinflußt. Der Zeitraum 
von drei Monaten im Jahre 1970 gestattet keine 
Aussage über eine etwaige negative Auswirkung 
der dargestellten geringeren Zuwachsrate des 
Straßenraums auf das Unfallgeschehen. 

Im einzelnen zeichnet sich nach der Shell-Prognose 
für das Jahr 1985, deren Zahlenwerte anerkannt 


werden können, folgende Entwicklung für die Zu- 
kunft ab: 

I Der Pkw-Bestand, der im Jahre 1960 4,5 Mio betrug, 
wird im Jahre 1970 auf 13,7 Mio und bis zum Jahre 
I 1985 auf 19,9 Mio Stück ansteigen. Dies bedeutet 
; eine Zunahme von 1960 bis 1970 auf das 3fache und 
eine weitere Zunahme von 1970 bis 1985 auf das 
l,45fache. 

Wegen der Abnahme der durchschnittlichen jähr- 
lichen Fahrleistung wird die Gesamtfahrleistung 
sämtlicher Pkw nicht im gleichen Maße steigen wie 
S der Pkw-Bestand. Die Bemühungen der Bundes- 
regierung gehen dahin, durch einen intensivierten 
Ausbau des Bundesfernstraßennetzes mit der 
steigenden Motorisierung mindestens Schritt zu 
halten (vergleiche die Antwort zu Frage 4 e). 


4. Welche Maßnahmen gedenkt die Bundesregie- 
rung kurzfristig und langfristig zu ergreifen, 
um zu erreichen, daß die Zahl der tödlichen 
Unfälle nicht weiter steigt, sondern abnimmt? 

' Eine Senkung der Zahl der Unfälle mit Getöteten 
im Straßenverkehr erfordert eine Kette sich ergän- 
' zender Maßnahmen in den drei Bereichen Mensch, 

‘ Fahrzeug, Straße. Dem komplexen Unfallgeschehen 
ist durch eine umfassende Planung zu begegnen, die 
stufenweise in die Tat umzusetzen ist. Zu den Ein- 
zelmaßnahmen dieser Gesamtkonzeption zählen 
u. a.: 

a) Allgemein verständliche und einleuchtende Ver- 

j kehrsvorschriften, 

b) eine permanente Verhaltensbeeinflussung der 

Verkehrsteilnehmer vom Kind bis zum Greis, 
differenziert nach Zielgruppen, 

c) betriebssichere Kraftfahrzeuge mit verbesserter 
innerer und äußerer Sicherheit, 

i d) technische Hilfen für den z. T. überforderten 

Kraftfahrer, 

e) verkehrslenkende und verkehrsbeschränkende 

, Maßnahmen, 

I f) ein moderner und großzügiger Straßenbau mit 
j höherem Sicherheitsgrad und gesteigerter Kapa- 

; zität, 

g) eine intensive und koordinierte Unfallursachen- 
forschung und nicht zuletzt 

h) ein einsatzbereiter, kooperativer, modern aus- 
gerüsteter Unfallrettungsdienst im gesamten 
Bundesgebiet, insbesondere auch auf dem Lande. 

Zu a) 

Die neue Straßenverkehrs-Ordnung (StVO), die vor- 
aussichtlich am 1. März 1971 in Kraft tritt, soll sich 
- projiziert auf die Zukunft - vor allem als Unfall- 
, Verhütungsvorschrift auswirken; sie soll dem Ver- 
; kehrsteilnehmer einleuchten und für Europäer ein 
i einheitliches Verkehrsrecht auf der Straße bringen. 

Eine groß angelegte Aufklärungsaktion über diese 
: neue StVO wird nicht nur die neuen Zeichen und 
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Regeln jedermann klarmachen, sondern gleichzeitig 
das Sicherheitsbewußtsein aller Schichten der Be- 
völkerung wecken und stärken. Die Exekutive, also 
die zuständigen Landesbehörden, sollte den Vollzug 
der Verhaltensvorschriften intensiver als bisher, 
insbesondere im fließenden Verkehr, überwachen 
und vor allem von der Belehrung der Verkehrsteil- 
nehmer mehr Gebrauch machen. 

Zu b) 

Die Verkehrserziehung und -aufklärung hat schon 
im Kindergarten einzusetzen. Die Verkehrssicher- 
heitsorganisationen, insbesondere der Deutsche 
Verkehrssicherheitsrat (DVR), haben unter Mit- 
wirkung von Bund und Ländern die Aufgabe, eine 
neue Konzeption zur Verhaltensbeeinflussung aller 
Gruppen von Verkehrsteilnehmern zu entwickeln. 
Die Fernsehsendung „Der 7. Sinn" könnte ein 
brauchbares Modell auch für die anderen Massen- 
medien sein. Eine gezielte Informations- und Auf- 
klärungsarbeit im Sektor Verkehrserziehung bedarf 
in Zukunft weit höherer finanzieller Mittel sowohl 
seitens der privaten, freiwillig mitarbeitenden Ver- 
bände als auch der öffentlichen Hand in Bund, 
Ländern und Gemeinden. 

Eine besondere Betrachtung erfordern in diesem 
Zusammenhang die Probleme 

„Alkohol im Straßenverkehr" 
und 

„Geschwindigkeitsbeschränkung", 

Alkohol am Steuer ist eine der Unfallursachen, der 
seit Jahren etwa 25 Vo aller Verkehrstoten zum 
Opfer fallen. Die Verkehrserziehung und -aufklä- 
rung bemüht sich, die Trinkgewohnheiten der Ver- 
kehrsteilnehmer zu beeinflussen mit dem Ziel, 
Alkohol am Steuer ganz zu vermeiden. 

Angesichts der zunehmenden Verkehrsunfälle, in 
denen Alkohol eine Rolle spielt, reichen die bis- 
herigen Bestimmungen des Strafrechts in Verbin- 
dung mit der Feststellung der Rechtsprechung, daß 
die Grenze der absoluten Fahruntüchtigkeit bei 
1,3 Promille liegt, jedoch nicht aus. Spätestens bei 
einer Blutalkoholkonzentration (BAK) von 0,8 Pro- 
mille weist der Durchschnittsfahrer nach den Er- 
kenntnissen in- und ausländischer Wissenschaftler 
in der Regel solche Leistungsminderungen auf, daß 
er den hohen Anforderungen des modernen Kraft- 
verkehrs nicht mehr gewachsen ist. Der Gesetzgeber 
muß daher das Führen eines Kraftfahrzeugs jen- 
seits des Grenzwertes von 0,8 Promille ohne Nach- 
prüfung der individuellen Fahrtüchtigkeit oder An- 
getrunkenheit verbieten (abstrakter Gefährdungs- 
tatbestand). 

In mehreren Staaten des Auslandes sind bereits 
Geschwindigkeitsbeschränkungen außerhalb ge- 
schlossener Ortschaften auf der Straße angeordnet, 
z. T. werden sie z. Z. erprobt. 

Ich beobachte und prüfe aufmerksam alle für eine 
solche Maßnahme beachtlichen Gesichtspunkte. 
Beim gegenwärtigen Stand der Prüfung ist es aber 
nicht möglich, eine Empfehlung für eine Geschwin- 


digkeitsregelung im Sinne einer Begrenzung zu 
geben. Dazu bedarf es noch vielfältiger Unter- 
suchungen, die z. Z. noch nicht abgeschlossen sind. 
Auf meine dem Verkehrsausschuß des Deutschen 
Bundestages mit Schreiben vom 15. Juni 1970 zuge- 
gangenen Ausführungen nehme ich Bezug. 

Zu c) 

Auf kraftfahrzeugtechnischem Gebiet wird im Ein- 
vernehmen mit den internationalen Gremien (ECE, 
Genf, Europäische Gemeinschaften, Brüssel) ein 
weit gespanntes Programm der Bundesregierung 
laufend in die Tat umgesetzt. Als einige wenige 
Beispiele nenne ich die vielfältigen Verbesserungen 
hinsichtlich Bau und Ausrüstung der Fahrzeuge 
(Knautschzone, Teleskoplenksäule, versenkte Hebel 
und Griffe usw.). Im einzelnen hat der Parlamenta- 
rische Staatssekretär des Bundesministers für Ver- 
kehr und für das Post- und Fernmeldewesen am 
29. April 1970 vor dem Verkehrsausschuß des 
Bundestages dazu Bericht erstattet. 

Zu d) 

Die moderne Technik entwickelt laufend Verfahren, 
um den Ablauf des Kraftverkehrs unter technischer 
Kontrolle zu halten; sie gibt damit gleichzeitig dem 
Fahrer technische Hilfe an die Hand, um ihm das 
Zurechtfinden auf der Straße zu erleichtern. Als 
Beispiele nenne ich: rechner-gesteuerte Lichtzeichen- 
systeme, verbesserte Leitsysteme auf der Straße, 
Verkehrslenkung und -regelung durch Signal- 
brücken über der Fahrbahn, ein umfassender Ver- 
kehrswarnfunk durch Aufbau einer entsprechenden 
Senderkette. 

! Zu e) 

I Als verkehrslenkende Maßnahme hat sich seit 
Jahren das Sonntagsfahrverbot für den Schwerlast- 
! verkehr bewährt. 

ln stärkerem Umfang als im Vorjahr wird im Som- 
I mer des Jahres 1970 dem Ferienreiseverkehr der 
I Vorrang vor dem Wirtschaftsverkehr eingeräumt. 

I Die Beschränkung des schweren Lkw-Verkehrs auf 
allen Bundesautobahnen und einigen wichtigen 
Bundesstraßen wird einen flüssigeren und sichere- 
j ren Verkehrsablauf ermöglichen. Maßnahmen dieser 
t Art sind unentbehrlich, solange der Straßenraum 
noch nicht ausreicht. 

I 

I 2:u i) 

I Durch einen gezielten Ausbau des Bundesfern- 
^ Straßennetzes in den kommenden 15 Jahren strebt 
I die Bundesregierung an, das Bundesfernstraßennetz 
1 auf einen dem ermittelten Bedarf entsprechenden 
I Umfang durch Neubau von Strecken auszuweiten 
j und gleichzeitig vorhandene Strecken verkehrs- 
i gerecht und sicher auszubauen. Hierzu gehört der 
I verstärkte Ausbau und Neubau von autobahnähn- 
lichen Straßen, die im Vergleich zu Straßen mit 
Gegenverkehr einen wesentlich höheren Sicher- 
heitsgrad aufweisen. Soweit durch weitere straßen- 
bauliche Maßnahmen, wie Verbesserung der Linien- 
führung und verkehrsgerechten Ausbau von Knoten 
die Verkehrssicherheit erhöht werden kann, wird 
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die Bundesregierung alles in ihren Kräften Stehende 
veranlassen, um die Zahl der tödlichen Unfälle zu 
verringern. 

Zu g) 

Die Unfallursachen sind vielfältiger Art, Bekannt- 
lich spielen Mängel der Straße und technische Fehler 
des Fahrzeugs eine verhältnismäßig geringe Rolle; 
der weitaus größte Teil der Unfälle wird durch 
Fehlverhalten des Menschen verursacht. Dazu ge- 
hören z. B. ein schlecht gewartetes Fahrzeug, abge- 
fahrene Reifen, zu schnelles Fahren auf regennasser 
Straße oder bei Nebel, gewagte Überholmanöver, 
unfallträchtiges Mißachten der Vorfahrt und der 
letztlich doch vermeidbare Alkohol am Steuer. 
Trotzdem sind noch viele Unfallursachen nicht klar 
erkannt. Um weitere Ansatzpunkte für die Unfall- 
verhütung zu ermitteln und um die Ergebnisse der 
Unfallursachenforschung im nationalen und inter- 
nationalen Rahmen praktisch nutzbar zu machen, 
wird die Bundesanstalt für Straßenwesen in Köln als 
zentrales Institut für Unfallursachenforschung und 
-Bekämpfung in Zukunft planmäßig ausgebaut wer- 
den. Bei dieser Aufgabe wirkt auch das Kraftfahrt- 
Bundesamt in Flensburg mit. Eine Projektgruppe, 
bestehend aus Sachverständigen des Straßenbaus, 
der Kraftfahrzeugtechnik, der Verkehrsmedizin, der 
Psychologie, des Verkehrsrechts und des Organisa- 
tionswesens, wird demnächst Vorschläge für den 
Aufbau eines zentralen Instituts für Unfallursachen- 
forschung und -Bekämpfung, seine Arbeitsweise, die 
Schwerpunkte seiner Tätigkeit und die Zusammen- 


arbeit mit allen derartigen Institutionen des In- und 
Auslandes unterbreiten. 

Zu h) 

Verkehrsmediziner haben geschätzt, daß 10®/o bis 
150/0 aller im Straßenverkehr tödlich Verunglückten 
durch fachgerechte Hilfe am Unfallort hätten gerettet 
werden können. Die planmäßige Verbesserung 
unseres Unfallrettungsdienstes - die Sache der 
Bundesländer ist - umfaßt nicht nur eine Koordi- 
nierung der Arbeit der freiwilligen Hilfsorganisa- 
tionen (Deutsches Rotes Kreuz (DRK), Arbeiter- 
Samariter-Bund usw.) Dazu gehört auch eine Moder- 
nisierung des Unfallmeldesystems, z. B. 

die einheitliche Einführung der Notruf- 
nummer 110, 

die münzfreie Benutzung des Notrufs, 
die Vereinheitlichung der Rettungsfahrzeuge (DIN- 
Normen), 

i der Einsatz moderner Notarztwagen, 

' die Ausbildung der Notfallsanitäter einschließlich 
j der Schaffung eines Berufsbildes hierfür, 
die Ausstattung aller Kraftfahrzeuge mit Verband- 
' kästen, die ebenso wie die Ausbildung der Führer- 
! Scheinbewerber in Sofortmaßnahmen am Unfallort 
bereits angeordnet wurde. 

Ich bin bemüht, im Einvernehmen mit den Bundes- 
ländern eine bessere Koordinierung und effektivere 
Kooperation des Unfallrettungsdienstes zu erreichen. 

Leber 


Anlage 1 


Straßenverkehrsunfälle und dabei Verunglückte sowie Kraftfahrzeugbestand 



Straßenverkehrsunfälle 

Verunglückte 

Kraftfahr- 

Jahr 

insgesamt 

dabei mit 

insgesamt 

Getötete 

Verletzte 

zeug- 

Personen- 

nur Sach- 

bestand 



schaden 

schaden 




1000 

1. 

2. 

3. 

4. 

5. 

6. 

7. 


1964 

1 089 000 

328 668 

760 000 

462 666 

16 494 

446 172 

12 824 

1965 

1 099 000 

316 361 

783 000 

449 243 

15 753 

433 490 

13 575 

1966 

1 167 000 

332 622 

834 000 

473 700 

16 868 

456 832 

14 445 

1967 

1 144 000 

335 552 

808 000 

479 132 

17 084 

462 048 

15 000 

1968 

1 180 000 

339 733 

840 000 

484 626 

16 636 

468 772 

15 500 

1969 

1 208 500 

338 140 

870 400 

487 799 

16 584 

471 215 

16 500 


Zu- ( + ) bzw. Abnahme ( — ) gegenüber dem Vorjahr in ®/o 


1964 

— 2,3 

+ 4,5 

— 5,0 

-F 5,4 

+ 13,6 

+ 5,2 

+ 5,0 

1965 

+ 0,9 

— 3,7 

+ 3,0 

— 2,9 

— 4,5 

— 2,8 

+ 5,9 

1966 

+ 6,2 

+ 5,1 

+ 6,5 

+ 5,4 

+ 7,1 

+ 5,4 

+ 6,4 

1967 

— 2,0 

+ 0,9 

— 3,1 

+ 1,1 

+ 1,3 

+ 1,1 

+ 3,8 

1968 

+ 3,1 

+ 1,1 

+ 4,0 

+ 1,1 

— 2,8 

+ 1,3 

+ 4.0 

1969 

+ 2,4 

— 0,5 

+ 3,5 

+ 0,5 

— 0,3 

+ 0,5 

+ 6,0 
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Bundesverkehrsministerium 
StV 1 - 24 St/70 


Anlage 2 

Bonn, im Juni 1970 


Straßenverkehrsunfälle im Bundesgebiet 
in den Monaten Januar bis März 1969 und 1970 

(1970 vorläufige Zahlen) 


Monat 

Unfälle 

Getötete und verletzte Personen 

insgesamt 

davon 

insgesamt 

davon 

mit 

Personen- 
schaden *) 

mit nur 
Sach- 
schaden 

Getötete **) 

Verletzte 

1969 







Januar 

79 500 

19 847 


27 554 

955 

26 599 

Februar 

94 700 

20 060 

74 600 

28 734 

881 

27 853 

März 

83 700 

21 677 

62 000 

30 759 

934 

29 825 

zusammen: 

257 900 

■ 61 584 

196 300 

87 047 

2 770 

84 277 

1970 







Januar 

105 100 

21 983 

83 100 

32 130 

1 052 

31 078 

Februar ***) 

1 1 1 400 

24 785 

86 600 

35 858 

1 192 

34 666 

März 

109 700 

26 542 

83 200 

39 235 

1 202 

38 033 

zusammen: 

326 200 

73 310 

252 900 

107 223 

3 446 

103 777 

Veränd. in v.H. ^ 

+ 26,5 

+ 19,0 

+ 28,8 

+ 23,2 

+ 24,4 

+ 23,1 


*) Teilweise verbunden mit Sachschaden 

**) Einschließlich der innerhalb 30 Tagen an den Folgen eines Straßenverkehrs- 
unfalles Gestorbenen 

***) Geringe Änderungen ± durch Nachmeldung 

Kraftfahrzeugbestand 

1. Januar 1969 
1. Januar 1970 


14,7 Mio 
15,9 Mio 


Zunahme 8,1 ®/o 
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noch Anlage 2 

Bundesverkehrsministerium 
StV 1 -24 St/70 


Bonn, im Juni 1970 


Straßenverkehrsunfälle im Bundesgebiet 
im Monat März 1969 und 1970 

(1970 vorläufige Zahlen) 


Monat 

Unfälle 

Getötete und verletzte Personen 

insge- 
samt ***) 

davon 

insgesamt 

davon 

mit 

Personen- 
schaden *) 

mit nur 
Sach- 
schaden 

Getötete**) 

Verletzte 

März 1969 

83 700 

21 677 

62 000 

30 759 

934 

29 825 

März 1970 

109 700 

26 542 

83 200 

39 235 

1 202 

38 033 

Veränd. in v.H. 

+ 31,1 

+ 22,4 

+ 34,2 

+ 27,6 

+ 28,7 

+ 27,5 

davon 

Berlin (West) 
März 1970 

5 900 

1 081 

4 800 

1 396 

27 

1 369 


*) Teilweise verbunden mit Sachschaden 

**) Einschließlich der innerhalb 30 Tagen an den Folgen eines Straßenverkehrs- 
unfalles Gestorbenen 

Kraftfahrzeugbestand: 


1. Januar 1969 = 14,7 Mio 

1. Januar 1970 = 15,9 Mio 

j Zunahme 8,1 Vo 

***) Abgerundete Zahlen 
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Anlage 3 


Straßenverkehrsunfälle und dabei Verunglückte 
in den Monaten Januar bis März 1967/68/69 und 1970 



Unfälle mit Personenschaden 


Verunglückte 

Zeit 

zusammen 

innerhalb / außerhalb 

zusammen 

Getötete 

Verletzte 


von Ortschaften 



Januar 


1967 

22 787 

15 590 

7 197 

31 964 

1 265 

30 699 

1968 

21 552 

13 073 

8 479 

30 268 

954 

29 314 

1969 

19 847 

13 477 

6 370 

27 554 

955 

26 599 

1970 

21 946 

• 

• 

32 091 

1 054 

31 037 


Februar 


1967 

21 396 

14 745 

6 651 

29 508 

1 194 

- 28 314 

1968 

21 618 

14 575 

7 043 

30 642 

1 089 

29 533 

1969 

20 060 

13 078 

6 982 

28 734 

881 

27 853 

1970 

25 707 

• 

• 

35 661 

1 176 

34 485 


März 


1967 

25 549 

17 321 

8 228 

36 388 

1 224 

35 164 

1968 

25 293 

17 249 

8 044 

35 746 

1 210 

34 536 

1969 

21 677 

14 588 

7 089 

30 759 

934 

29 825 

1970 

26 542 

• 

• 

39 235 

1 202 

38 033 
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